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j^ege zur Bekämpfung 
^ Jugendarbeitslosigkeit 
2$ j ^ePtember 1982 waren über 500000 Jugendliche unter 
Se»n p   n ohne ArDeit-Inr Schicksal darf niemandem gleichgültig 
jiHi" ^s >st vielmehr die größte aktuelle Herausforderung, diesen 
^Kj Menschen durch eine Ausbildungsstelle oder durch einen 
$tUll 

,tsPlatz die Hoffnung und die Sicherheit zu geben, ihren Lei- 
^^ J^Hlen und ihre Leistungsbereitschaft im Beruf unter Beweis 
eUier

e       Ne°en der Sicherung des Friedens und der Erhaltung 
inst, §esunden Umwelt ist die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 
dje  sondere der Jugendarbeitslosigkeit, die wichtigste Aufgabe, 

U|,sere Gesellschaft zu erfüllen hat. 

lJLe CDU hat das Problem der Jugendarbeitslosigkeit zum thematischen 
rUm c.hwerpunkt des 31. Bundesparteitages in Köln gemacht. An dem Fo- 
^ißj'' u8endarbeitslosigkeit" unter Leitung des Generalsekretärs Heiner 
fcxpei!

r n^ben sich nicht nur Delegierte, sondern auch Wissenschaftler und 
men. len beteiligt. An der Podiumsdiskussion haben im einzelnen teilgenom- 

" fe1Sf Brusis> ^ ^   6»ed des Bundesvorstandes des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
^ p "desminJster Dr. Norbert Blüm 

$o^.Dr- Ro,and Eckert, 

Otto" 
räsid 

Biologe an der Universität Trier 
pt0E**r, 
^ *1(Jent der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
StS^ kartier, 

tretender Vorsitzender der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
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— Dr. Josef Stingl, 
Präsident der Bundesanstalt für Arbeit 

— Heinrich Weiss, 
Vorsitzender des Vorstandes der Schloemann-Siemag AG 

— Bundesminister Frau Dr. Dorothee Wilms 

Ziel der Veranstaltung war es, erste konkrete Beschlüsse der Partei her   ^ 
führen und gleichzeitig der eigens eingerichteten Zukunftskommissio  ^ 
gend" Aufträge für ihre Arbeit zu erteilen. Die Kommission soll b,s vof 
Herbst ein geschlossenes Gesamtkonzept vorlegen, in das die bereits jet 

geschlagenen Maßnahmen Eingang finden werden. 

CDU-Generalsekretär Heiner Geißler 

Heiner Geißler eröffnete das von ihm geleitete Parteiforum „Jugend^ pfö- 
losigkeit" mit einer Einführungsrede, die ganz konkrete Vorschläge zu 

blemlösung enthielt: 

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist ganz sicher die vordringlichste Pa- 
sche Aufgabe der Gegenwart, was die Innenpolitik anbelangt. Die M» ''^n 
arbeitslosigkeit bedeutet nicht nur eine schwere Belastung der 0^enL W 
Haushalte und der Wirtschaft, sondern ist darüber hinaus auch für ^ $ 
troffenen ein schweres menschliches Schicksal, und zwar nicht nur >u ^jt 
einzelnen Betroffenen, sondern auch für die Familien. Die Arbeitslose!1 

betrifft junge Menschen ganz besonders. Wenn die jungen Menschen ^ 
der Schule die berufliche Ausbildung abgeschlossen haben — dieses ^ 
wird innerhalb unserer Diskussion eine besondere Rolle spielen —-» s gjli' 
heute viele von ihnen — es sind über 200000 — beruflich, also am An'ang 

res beruflichen Lebens, vor einer vernagelten Welt. 

Wir müssen aus diesem Grund als die führende politische Partei der Bü ^ 
republik Deutschland zu diesem Problem Antworten erarbeiten und d»e$ 
ne Regierung und die Bundestagsfraktion auffordern, zusammen mit de ^ 
antwortlichen Organisationen die notwendigen Entscheidungen zu jr -j,«f 
die geeignet sind, mit diesem Problem fertigzuwerden. Wir sind uns da e|l- 
im klaren, daß dieses Problem nur bewältigt werden kann, wenn alle % 
schaftlichen Gruppen zu einer gemeinsamen Anstrengung bereit sind- 
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% erbesserung des Angebots an Ausbildungsplätzen für Jugendliche, die 
n*hm a,1gemeinbildenden Schulen verlassen, sollen folgende Sofortmaß- 
0*

en beitragen: 
ten JVBundesregieru*g wird aufgefordert, ausbildungshemmende Vorschnf- 
ö     Zeitigen. 
MätJVate initiativen, die sich uneigennützig darum bemühen, Ausbildungs- 
<ieSan 

Zu vermitteln und bereitzustellen, sollen in der Zukunft von der Bun- 
tisch alt für Arbeit, von der Arbeitsverwaltung, unbürokratisch organisato- 
*    Unterstützt werden. 
%il]e Möglichkeiten, einen Ausbildungsplatz auf zwei Auszubildende auf- 
A     n' sollen genutzt und gefördert werden. 
Srsaj1 den Ländern sollen vorübergehend Vollzeitausbildungsmaßnahmen als 
& h. betriebliche Ausbildungsplätze angeboten werden. 

*w*nle Anrechnungsverordnung ist so nexibel zu gestalten, daß die bisherige 
fachscKWeise Anrechnung des Berufsgrundbildungsjahres oder der Berufs- 
dungsv le auf die betriebliche Ausbildung nicht den Abschluß eines Ausbil- 
de p.. ertrages unmöglich macht. 
chen le Ausbildungsbetriebe sollen auch solche Ausbildungsplätze mit Mäd- 
0 W   SetZen können' an denen bisher nur JunSen ausgebildet wurden. 
^clarf1^ haft und Verwaltung werden aufgefordert, über den gegenwärtigen 
^      hinaus auszubilden. 
tier A,r ^etriebe, die bisher nicht ausgebildet haben, soll eine Beteiligung an 
biete H 

lldung dadurch ermöglicht werden, daß für regional schwache Ge- 
AusbiM überall dort, wo eben bisher aus den verschiedensten Gründen 
Hrer 

8sPlätze nicht vorhanden waren, ein Ausbildungsverbund zwischen 
ö W-ren Betrieben hergestellt wird. 
aüfgJ.r alle, die Mandatsträger der Christlich Demokratischen Union, werden 
st(it?e 

0rdert, regionale Ausbildungsplatzaktionen zu initiieren und zu unter- 
em \ Um in konstruktiven Gesprächen mit Unternehmern, mit den Kam- 
nuWn • Arbeitsverwaltung und den Gewerkschaften alle Möglichkeiten zu 
führe ' dle zu einer Ausweitung des Ausbildungs- und Arbeitsplatzangebots 

(&rj      nen- 
frei in

er Schwerpunkt der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit liegt ganz zweifels- 
Unserer Politik für den wirtschaftlichen Aufschwung, in der Förderung 
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der privaten Investitionen und der öffentlichen Investitionen, der För\,erb> 
der Innovationen, in der Stärkung der Eigenverantwortung des Wettbe ^ 
der Flexibilität unserer Wirtschaft, des technologischen  Fortschritts»   jj. 
auch einem Abbremsen der Staatsverschuldung, damit mehr Kapital w 
vate Investitionen und damit für mehr Arbeitsplätze zur Verfügung ste    ,£( 

0 Schlagen wir deshalb vor: Es müssen mehr Teilzeitarbeitsplätze * 
Wirtschaft und vor allem auch im öffentlichen Dienst angeboten werdc 

© Wir fordern mehr Chancen für die moderne Form der Arbeitsplatz*61.^, 
also die Realisierung z. B. der Modellverträge für das sogenannte Jobsh3    . 

Schließlich schlagen wir als 13. Punkt vor: Alle Möglichkeiten, die sich a e„. 
ner flexiblen Gestaltung der Tages-, Wochen- und Lebensarbeitszeit eß 1$. 
müssen insbesondere zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit genutzt ^e 

Ich möchte an dieser Stelle noch darauf hinweisen, daß wir dem Bun^' $ 
teitag vorschlagen, noch einmal ausdrücklich die Initiative des Bunde* ^ 
lers zur Sicherung eines ausreichenden Angebots an Ausbildungsplatz^' 
die gesamte deutsche Wirtschaft ermöglicht hat, zu begrüßen und nach0 

lieh zu unterstützen. « 

Wir danken jedenfalls dem Bundeskanzler und der deutschen Wirtsch3 

diese Initiative und für dieses Angebot und bitten die Verantwortlich ' 
zum Ende dieses Jahres diese Zusage zu verwirklichen. 

Frau Ilse Brusis (DGB-Bundesvorstand) ,, 

Zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit forderte Frau Brusis im *e ^i 
liehen zwei Maßnahmen: eine Umlagefinanzierung unter den Betriebe%( 
eine konsequente Arbeitszeitverkürzung. Den Abbau ausbildungshenn1' 0 
Vorschriften lehnte sie entschieden ab. Dabei stieß sie teilweise auf he 

Kritik. Im einzelnen führte Frau Brusis aus: ,. 

Ich vermisse, auch im Hinblick auf die besondere und erstrangige Veran ^ 
tung, die die Arbeitgeber in diesem Bereich haben, den Vorschlag ^V 
werkschaften, der seit Jahren von uns immer wieder gemacht worden jSy 
sen Realisierung im Grunde nichts entgegensteht und der eigentlich &e $& 
sequenz aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts wäre, nämlich efJ' ^c 
auch diejenigen 80% der Betriebe zur Finanzierung der Berufsausbildung^ 
anzuziehen, die bisher keinerlei Berufsausbildung betrieben, wohl abj.f $ 
der Berufsausbildung derjenigen 20% der Betriebe profitiert haben, d' 

0 
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nicht 
Sausbildung bisher alleine übernommen haben. Ich kann überhaupt 

% ei"sehen, warum eine solche ungleiche Verteilung der Lasten der Be- 
8°% d un8 auf die Betriebe toleriert wird und über die Heranziehung der 
Kein 

r Betriebe, die keine Berufsausbildung betreiben, nicht diskutiert wird. 
ich in .K°mPromißbereitschaft und auch keine Diskussionsbereitschaft muß 
einmal Punkt anzeigen, wo es darum geht, sogenannte — ich betone noch 
arbeits 

S0genannte — ausbildungshemmende Vorschriften aus dem Jugend- 
Ich s 

SSchutzgesetz zu streichen. 
schaft

ge ^hnen nichts Neues, wenn ich hier auf die Vorschläge der Gewerk- 
$o\y0/jn hinweise, endlich eine konsequente Arbeitszeitverkürzung, und zwar 
^°ch eine Verkürzung der Lebensarbeitszeit als auch eine Verkürzung der 
h      Arbeitszeit, in Angriff zu nehmen. 

^minister Norbert Blüm 
j,f

0rbert Blüm hielt im Rahmen des Parteitagsforums eine vielbeachtete Rede. 
^Usrir^erte ein umfassendes Programm und ein Bekenntnis zum Wachstum. 
is0|-      k,ich betonte er, daß das Problem der Jugendarbeitslosigkeit nicht 

lc^    ,er* gesehen werden könne: 
der 

g aube nicht, daß es eine Lösung des Problems der Arbeitslosigkeit und 
der t 

gendarbeitslosigkeit auf einen Schlag gibt. Es gibt nur ein Programm 
Mrd a 

Send Schritte, und wer nicht bereit ist, viele kleine Schritte zu machen, 
j       uch das Ziel nicht erreichen. 
sUtig d

arbeitslosigkeit ist Teil der Arbeitslosigkeit. Es wird keine isolierte Lö- 
tyj     es Problems der Jugendarbeitslosigkeit geben. 
re> aberUChen Wacnstum- Ich behaupte nicht, daß Wachstum schon alles wä- 
Dje .    0rine Wachstum geht vieles nicht. 
len ^"änger des Nullwachstums sind die Gegner der Arbeitslosen. Das wol- 
h .    e,nmal festhalten! 
^inA

te das für einen Solidaritätsverstoß. Wir haben Bedürfnisse. Gibt es 
JiUni^ edürfnisse im Wohnungsbau? Gibt es keine Bedürfnisse in der Kom- 
^gPr ,l0nstechnik? Ich halte die Anhänger des Nullwachstums für die An- 

l* üb    CS Rückschritts. 
feiern

rigen wäre es auch merkwürdig, den Stillstand des Sozialprodukts zu 
sPrÜCLUl}d die Erhöhung der Sozialleistungen zu fordern. Das ist ein Wider- 

• "entweder oder! 
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Wachstum ist auf Investitionen angewiesen. Ich meine dabei nicht n   •„ 
beitsplatzsparende  Investitionen,  Rationalisierungsinvestitionen. Ich & 
vor allen Dingen Produktinnovationen. 

Wir brauchen eine neue Innovationswelle. Hier sehe ich im übrigen auc 

Chance des Mittelstands. 

Wenn ich Investitionen sage, dann ist das deshalb klar, weil moderne A' fjn 
platze viele Investitionen brauchen. Je moderner, um so teurer sind sie- ^ ^i 
der Eiszeit waren die Arbeitsplätze relativ billig. Eine Bärenfalle erfordere 
weniger Investitionen als eine computergesteuerte Walzstraße. Und aüC ve5ti' 
Keule im Neandertal war relativ billig. Wir brauchen also ein großes ln 

tionspotential. 

Ich setze allerdings — auch als Sozialpolitiker — hinzu, daß das nurZu 

chen ist, wenn die Arbeitnehmer an den Investitionen beteiligt werden- 
Ich glaube auch nicht, daß wir uns mit einer neuen Technikfeindscha'1 $ 
tung verschaffen können. Es war immer der Sinn der Technik, uns Afbe ejn' 
zunehmen, uns Arbeit zu erleichtern. Warum soll das plötzlich anders    .. 
Warum sollen wir den Ehrgeiz haben, daß ein Lackierer mit der H^ 
kiert, seine Lunge kaputtmacht, wenn das ein Roboter machen kann 
wir das doch den Roboter machen. Ich habe gar keinen Ehrgeiz in 

#f' 
Ich   möchte   ein   paar   Einschränkungen   machen,   damit   das   nicht     fp 
schwappt. Es gibt ein paar Sachen auf der Welt, bei denen ich es nichf y 
sähe, wenn die Roboter im Spiel wären. Im Krankenhaus lasse ich m1 

Puls lieber von einer Krankenschwester fühlen als von einem Roboter- 

Im Bereich der Bildungspolitik und auch bei der Arbeitszeit sprach sie" ^ 
für mehr Praxisorientierung aus. Beim Abbau ausbildungshemmendej.^ 
Schriften kündigte Blüm erste schnelle Schritte an. Er ließ jedoch * (jii 
Zweifel daran, daß ein genereller Abbau des Jugendarbeitsschutzes "|C 

Frage komme. Im einzelnen führte er hierzu aus: ., 

Ein weiterer Schritt gerade im Kampf gegen Jugendarbeitslosigkeit 1S ^j( 
dung. Bildung allein langt nicht, sonst haben wir gebildete Arbeitslose- 
brauchen Arbeitsplätze und gebildete Arbeitnehmer. hl 

Bildung hat immer einen Überschuß an Verwertbarkeit. Wir wollen sie  ^ 
reduzieren auf die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes. Doch eine Bildung 
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Rückk 
den p.?Ppelung an den Arbeitsmarkt ist eine Bildung, die den Boden unter 
£     ußeri verloren hat. 
8ebührling ist genausoviel wert wie ein Student. Dem 16jährigen Lehrling 

nrt genausoviel Aufmerksamkeit wie dem 16jährigen Gymnasiasten. 

köruftZt nicnts' wenn wir alle die Einsteinsche Relativitätstheorie erklären 
Ht^- niemand aber einen Wasserhahn abdichten kann. Das kann doch 
&ach • Zukunft unserer Nation sein: Mondbahnen berechnen, aber keine 
üns w-mne reParieren können. Das kann nicht die Gesellschaft sein, die wir 
stige 

Unschen. Dazu ist allerdings auch eine neue Aufwertung, ein neues Pre- 
er beruflichen Bildung nötig. 

*% rittel der arbeitslosen Jugendlichen sind ohne Berufsausbildung. Es 
ein

5
s 

Slch: Diejenigen ohne Berufsausbildung sind die Kandidaten Nummer 
Schritt Arbeitslosigkeit. Von der Ausbildungslosigkeit ist es nur ein kurzer 
j        2ur Arbeitslosigkeit. 

ruf Ö^iere für den Grundsatz: Ein Beruf ist immer noch besser als kein Be- 
steig er einen Beruf gelernt hat, hat es auch später im Leben leichter, umzu- 
glaub

n' etwas Neues zu probieren. Ich halte es überhaupt für überholt zu 
Sem ftn ~~ das sind vergangene Zeiten -, man lerne einen Beruf und mit die- 
sen eruf könne man 40 Jahre lang ruhig und zufrieden durch das Arbeitsle- 
sen J?ai*schieren. Man wird sich sowieso auf Umstellungen einrichten müs- 
ker<r

er Elektriker des Jahres 1983 ist mit Sicherheit nicht mehr der Elektn- 
fcegiej? Jahres 2000. Wir werden Fortbildung, Umschulung als die normale 
j      l Ung des Arbeitslebens akzeptieren müssen. 

Vd*11 den ausbildungshemmenden Vorschriften: Deren Abbau ist gefordert 
Prüf» .' Sle sehen> wie schnell die Bundesregierung ist: Wir haben das ge- 
ln d'Und in der nächsten Kabinettssitzung wird darüber entschieden werden. 

H er Tat' Wir wollen ausbildungshemmende Vorschriften abbauen. 
^flö!8e: Wir wollen mit diesen Verordnungen nicht den Jugendarbeitsschutz 
Eend 

e" - da sollte sich niemand Hoffnungen machen -, wir wollen nur Ju- 
ürn 7 J^itsschutz praxisnäher gestalten. Wenn die Schwesternschülerin erst 
^tiem ins Krankenhaus kommen soll, geschieht das zu einer Zeit, wo die 
7 %rtn SChon den zweiten Schlaf halten. Wenn der Metzgerlehrling erst um 
reitu 

ko"imen soll, geschieht das auch zu einer Zeit, wo ein Teil der Vorbe- 
gen schon gelaufen ist. 
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Ich stelle mir Jugendarbeitsschutz allerdings so vor — das gilt genetf1   „ 
daß sich der Gesetzgeber in Zukunft auf die Festlegung von Grundnof% 
beschränkt — und daß die Anwendung der Grundnormen den TarifpaftVr 
überlassen bleibt. Die können das nämlich besser, als es der Gesetz 
kann. 

Nun, ich glaube — und das sage ich auch, daß Wachstum notwendig 'st'   p 
stitionen, Bildung notwendig sind, aber daß wir ohne flexiblere und neU%e- 
beitszeitregelungen die Misere nicht lösen, und je später wir darangeht' ),. 
sto eher fliegt der Deckel vom Topf. Wer alle flexiblen Gestaltungsm^ jf() 
keiten der Arbeitszeit verhindert, wird zum Dammbruch beitragen. Dann    t 

die Welle der 35-Stunden-Woche rollen. Und das ist nicht unbedingt m 
Welle. Ich bin eher für Arbeitszeitverkürzungen, bei denen der einzeln6   j. 
scheiden kann, ob er sie in Anspruch nehmen will oder nicht. Ich ziehe" 
blere Arbeitszeitregelungen den kollektiv verordneten vor. 

hfi'1 
Menschen sind doch keine Maschinen. Laßt uns den technischen Forts0 ^ 
doch auch dazu benutzen, Arbeitszeiten wieder dem Menschenrhythm115 

zupassen. 

Das Wort „Krise" wird immer so mit Wollust, mit einer Sehnsucht nactl w- 
tergang betont. Ich jedenfalls betrachte die Krise auch als eine Chance^ 
über nachzudenken, was wir besser machen können. Für mich ist die 'L. 
auch eine Herausforderung an unsere Phantasie. Krisenzeiten sind aud1 

ten der Gestaltung und der Entscheidung. 

Deshalb laßt das Jammern sein! Mit Jammern holen wir keinen Hund HJ „. 
dem Ofen hervor, mit Jammern bewältigen wir auch nicht die Krise. Wii"D 

chen Phantasie und Mut! 

Roland Eckert (Universität Trier) 

Eckert analysiert die Ursachen der Jugendarbeitslosigkeit: , 
Die Arbeitslosigkeit, die heute auf immer mehr Hauptschulabgänger, ^eLi 
Jen und Akademiker nach Abschluß der Schule oder Berufsausbildung *8 A 
ist nur zu einem Teil durch die Altersstruktur der Bevölkerung, d. h. £ .}l 

geburtenstarke Jahrgänge und geringe Abgänge andererseits bedingt- Sl J- 
auch nur teilweise konjunkturbedingt: Zu einem dritten Teil aber ist J«^ 
arbeitslosigkeit heute und langfristig, wie ich glaube, die Konsequenz 
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Arb^!nschaftlichen und technischen Wandels einerseits und des geltenden 
ltsrechts andererseits. 
tben Maßnahmen wie flexible Arbeitszeitregeln, Teilzeitarbeitsplätze, Auf- 

^, ?n8 der Ladeaschlußzeiten und Wiederbelebung von arbeitsintensiven 
ty   betrieben forderte Eckert: 
^lüne Wir diese Entwicklung steuern wollen, müssen wir, so glaube ich, Kom- 
Uge

n' Körperschaften und Wohlfahrtsverbände zumindest bis 1995 in die 
Wer(j 

Versetzen, jedem Schul- und Ausbildungsabgänger, der nicht vermittelt 
VerJ

n kann, einen Arbeitsplatz zum Mindestlohn anzubieten, der mit der 
ben f

ULlun§ von Grundqualifikationen verbunden ist. An unerledigten Aufga- 
bt es nicht. 

0tt0PY .   . 
der j^

sser (Präsident der Bundesvereinigung 
ei»tschen Arbeitgeberverbände) 

'orsci 

änHbcr aem Bundeskanzler. Darüber Hinaus eriauiene er uas vou UCH »ci- 
l%&    der Wirtschaft  gestartete  „Aktionsprogramm Jugend  und  Beruf 

j^'Schriften ein. Der BDA-Präsident wies darauf hin, daß sich in den letzten 
ßen"kten das Lehrstellenangebot erhöht habe und verwies auf die Zusage ge- 
? "über Ho», r».._j i i„_   nnr;,K,.r hin»nc orläiitprtp pr das von den Ver- LUker dem Bundeskanzler. Darüber hinaus erläuterte er das von den Ver- 

Die 

y Ser setzte sich, ebenso wie Blüm, für den Abbau ausbildungshemmender 
u Schriften ein. Der BDA-Präsident wies darauf hin, daß sich in den letzten 
'»lo- 

ir 

ii 
>l 

sondeUSa8e gegenüber dem Bundeskanzler war keine leichtfertige Aussage, 
dein m eine realistische Zieleröße, die auch von sich aus solidarisches Han- 
b.ndüslöSenwird. 
lebhafrtSache' daß be> den Arbeitsämtern im März und April dieses Jahres ein 
*% d        Stellenzugang als in den Vorjahresmonaten zu beobachten war, 
*eigen Utlich' daß die vielfältigen Aktivitäten in allen Bereichen Wirkungen 

^u de 
Hun   n ausbildungshemmenden Vorschriften: Es liegen keine genauen Rech- 
irn & n Vor> aber es kann überhaupt kein Zweifel darüber bestehen, daß z. B. 
AUsDj^

dwerk, z. B. im Hotel- und Gaststättengewerbe Zehntausende von 
stehen 

UngsPlätzen nicht besetzt werden können, weil diese Vorschriften be- 

^ie t3^nt eben keinen Sinn, wenn der Bäckerlehrling erst kommt, nachdem 
otchen bereits fertiggestellt sind. 
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Walter Quartier (DAG-Vorstand) 

Quartier sprach sich, ähnlich wie Frau Brusis, für eine gesetzliche Re8e. e„i- 
der Ausbildungsfinanzierung aus und warnte vor dem Abbau ausbildungs ^, 
mender Vorschriften. Darüber hinaus sprach er sich dafür aus, daß a"en

fl)f§- 
gendlichen die Möglichkeit gegeben werden muß, eine qualifizierende Be ^ 
ausbildung zu absolvieren. Er vertrat die Meinung, daß alle Formen de'"M. 
beitszeitverkürzung einen Beitrag zur Verminderung der Jugendarbeit8' 
keit leisten können: . ef 

Die Deutsche Angestelltengewerkschaft spricht sich nach wie vor für e»    f. 
setzliche Regelung der Ausbildungsfinanzierung aus, die auch solche U a 
nehmen und Körperschaften einbezieht, die sich an der dualen Berufst 
dung selbst nicht oder nur ungenügend beteiligen. ( 

Jugendarbeitslosigkeit kann nach Auffassung der DAG nur dann abftöf' 
werden, wenn insgesamt in der Wirtschaft und vor allen Dingen auch >*% 
fentlichen Dienst mehr Arbeitsplätze zur Verfügung gestellt werden. InS.^eit 
sind auch alle Formen der Arbeitszeitverkürzung, etwa der Lebensart11 •„. 
und der Wochenarbeitszeit, ein Beitrag, die Jugendarbeitslosigkeit zu ve«" j 
dem, insbesondere für die Jugendlichen, die nach erfolgreichem AbsC 

der Ausbildung keinen Arbeitsplatz erhalten. 

Josef Stingl (Präsident der Bundesanstalt für Arbeit) 

Stingl gab einen Überblick über die aktuelle und internationale EnWe*$/t 
auf dem Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt. Dabei konstatierte «r 

durchaus positive Entwicklung: 

Das hat zur Folge, daß wir für die unter 20jährigen eine Arbeitslosen^, 
von 8,2% haben, während die allgemeine Arbeitslosenquote 9,2% bel|jCti 
Dies ist eine erfreuliche Aussicht, wenn auch die Probleme dadurch natü^ 
nicht beseitigt sind. Der Trend zu einer Verschiebung zum Positiven hat 

also fortgesetzt. 

Zum Vermittlungsmonopol der Bundesanstalt, das in seiner jetzigen F°r 

der Diskussion teilweise umstritten war, erläuterte Stingl: . I 
Das Monopol der Bundesanstalt für die Vermittlung und Berufsberatung 
nicht von ihr erfunden worden, sondern der Gesetzgeber hat dieses M°n e\i 
eingeführt, weil sich auf diesem Markt vorher sehr viele Hyänen getun1 

J 
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na<Wteils mit Geld'teils mit Protektion- Das Bundesverfassungsgericht hat, 
derBu

enies mehrfach dazu Stellung genommen hat, gesagt: Dieses Monopol 
auf ej 

ndesanstalt ist rechtens und mit dem Grundgesetz vereinbar. Man kann 
3üfgef

nem CDU-Parteitag schlechterdings nicht verstehen, daß ein Beamter 
n°Pol°rdert wird> er ^ol,e die Gesetze nicht anwenden, also: er solle das Mo- 
^nn jj

ufgelockert ausüben; Gesetze müssen eingehalten werden. Allerdings 
^ftrU1 un das so tun' wie ich es in der Presseerklärung gestern noch einmal 
Moiio ,end bemerkt habe- Ich habe gesag1: Nicht um die Verteidigung eines 

Pols geht es uns, sondern um aktive Hilfe für Jugendliche. 

des W-Ch ^eiss (Stellvertretender Vorsitzender 
^rtschaftsrates) 

bein betonte' daß sich Jugendarbeitslosigkeit und auch die allgemeine Ar- 
SCL 

s'0s'gkeit nur bewältigen lasse, wenn eine konsequente Politik des Wirt- 
die <* achstums praktiziert werde. Als Voraussetzungen hierfür nannte er 
Jen t*nierun8 der Staatsfinanzen, die Überarbeitung des Systems der sozia- 
rj ^«cherung und ein investitions- und leistungsfreundliches Steuersystem. 
ven1eben nannte er zahlreiche flankierende Maßnahmen und private Initiati- 

^'e ei VSrscn,äge wirken natürlich, wenn Sie jeden einzelnen betrachten, nur 
fWn TroPfen auf dem heißen Stein, so daß sie nur flankierend sein können, 
llabe.eH

rend zu dem, was ich eingangs als die wichtigste Aufgabe bezeichnet 
^rher Wiederbelebung der Wirtschaft, die im wesentlichen von einer Wie- 

stellung der Konkurrenzfähigkeit unserer Wirtschaft abhängig ist. 

b 

P esbHdungsministerin Frau Dorothee Wilms 
für H-      ms betonte die Bedeutung von Bildung und Ausbildung, gerade auch 

Eria k le Beschaftigung junger Menschen: 
^ng f5n .Sie mir auch noch einmal die Bemerkung, daß Bildung und Ausbil- 
den^ !JUnge Menschen heute existentiell wichtig sind. Ohne eine entspre- 
Schen . lldung, Ausbildung und Qualifikation gibt es für einen jungen Men- 
eng .aurn mehr die Gelegenheit zur Selbstentfaltung und Selbstverwirkli- 
chen. jln der Arbeit, durch die Arbeit, wie überhaupt in allen Lebensberei- 

Urch eine Ausbildung erhalten die jungen Leute heute überhaupt erst 
11 
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die   Voraussetzung,   Beschäftigung,   Lebenserfüllung,   Bewährungsc" 
Aufstiegsmöglichkeiten in der modernen Arbeitswelt zu finden. t. 
Bildungspolitik und Bildungsmaßnahmen können immer nur die Vor» ^ 
zungen bieten, damit junge Menschen Beschäftigungschancen haben- ^ejt 
Bildung kann Beschäftigung nie ersetzen. Bildungsprozesse können ^..^ 
ersetzen. Wir müssen jungen Menschen Arbeits- und Beschäftigungscl? jät- 
bieten. Insoweit sind die Wirtschaftspolitik, die Schaffung neuer Arbd Lv 
ze, die Schaffung neuer Arbeitsformen entscheidend auch für die Bil"u 

litik. 

FaZJt: y 
Die Diskussion auf dem Parteitagsforum zur Jugendarbeitslosigkeit *• ^ 
fruchtbar. Es wurden zahlreiche Maßnahmen genannt und Vorschlag 
macht. Die Notwendigkeit, etwas gegen die Arbeitslosigkeit junger Me" „jr 
zu tun, war zwischen Politikern, Arbeitnehmern und Arbeitgebern mc "V.^ 
stritten. Natürlich gab es unterschiedliche Auffassungen über den rijj y> 
Weg. Es ist aber auch klar geworden, daß die Probleme der Jugend««* 0. 
sigkeit nur durch eine gemeinsame Anstrengung aller gelöst werden k° 
die in diesem Bereich Verantwortung tragen. 
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